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AfD klagt: Sind Corona-Maßnahmen
verfassungswidrig?

Am 12.06.2025 beantragen 38 AfD-Abgeordnete ein
Normenkontrollverfahren gegen Corona-Maßnahmen als

verfassungswidrig.

Sachsen, Deutschland - Am 12. Juni 2025 berichtete MDR,
dass 38 Landtagsabgeordnete der AfD ein
Normenkontrollverfahren beantragt haben. Ziel dieses
Verfahrens ist es, bestimmte Verordnungen als
verfassungswidrig erklären zu lassen. Der Prozessvertreter der
AfD kritisiert, dass die Staatsregierung Regelungen getroffen
habe, die ohne fundierte wissenschaftliche Grundlagen fußen
und als unverhältnismäßig sowie ohne erkennbaren
Zusammenhang zum Infektionsgeschehen angesehen werden.

Die Vertreter der Staatsregierung verteidigen jedoch die
Maßnahmen und betonen deren Notwendigkeit zum Schutz von
Leben und Unversehrtheit. Sie erklären, dass in der



Anfangsphase der Pandemie keine umfassenden
wissenschaftlichen Grundlagen verfügbar gewesen seien.
Spätere Erkenntnisse könnten somit nicht rückblickend den
damaligen Verordnungen angelastet werden.

Rechtliche Aspekte und politische
Reaktionen

Das Normenkontrollverfahren wird als wichtiger Schritt in der
politischen Auseinandersetzung mit den Maßnahmen während
der Pandemie betrachtet. Der Bund hat in mehreren Berichten,
darunter ein ausführlicher Bericht vom Bundestag, die
verschiedenen Aspekte der Pandemiepolitik behandelt.
Insbesondere wurde erörtert, wie politische Entscheidungen in
Krisenzeiten getroffen werden sollten und welche Rolle dabei
wissenschaftliche Erkenntnisse spielen müssen.

Zusätzlich wird in einem weiteren Bericht des Bundestages auf
die Bedeutung von Transparenz bei der Entscheidungsfindung
hingewiesen. Es wird argumentiert, dass gerade in Krisenzeiten
Bürgerinnen und Bürger ein Recht darauf haben, die Grundlagen
für politische Entscheidungen nachzuvollziehen. Diese
Diskussion ist für das aktuelle Verfahren besonders relevant.

Fazit und Ausblick

Das laufende Verfahren wird möglicherweise nicht nur
Auswirkungen auf die betroffenen Verordnungen haben, sondern
könnte auch weitreichende Folgen für künftige politische
Entscheidungen in Krisensituationen mit sich bringen. Es bleibt
abzuwarten, wie die Gerichte entscheiden werden und welche
Lehren aus dieser Rechtsauseinandersetzung gezogen werden.

Für weitere Informationen zur Rechtslage und den
Hintergründen der pandemiebedingten Maßnahmen verweisen
wir auf die ausführlichen Analysen auf den Seiten des 
Bundestages und des Bundestages.

https://www.bundestag.de/resource/blob/936154/57a40c4c477a50522e2dbb3391bb2fa9/WD-3-011-23-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/834082/WD-3-046-21-pdf.pdf
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